
15

Freitag, 21. Juni 2024

Stadt undKanton Zürich

Eigentümer, die sich künftig wegen einer Um- oder Aufzonung über einen Mehrwert freuen dürfen, müssen 20 Prozent dieses Mehr-
werts an die Gemeinde abgeben. Bild: Severin Bigler/Archiv

Darum geht es bei der Mehrwertabgabe

Wird Land um- oder aufgezont,
hat das für Grundeigentümer in
der Regel einen Mehrwert zur
Folge; Entweder weil etwa eine
Industriezone in eineWohn- und
Gewerbezone umgezont wird,
oder weil in einer bestehenden
Bauzone höher als bisher gebaut
werden darf. Gleichzeitig fallen
für die öffentliche Hand nicht
selten Aufwendungen an, weil
etwa in zusätzliche Infrastruktur
investiert werden muss.

Mit einer Mehrwertabgabe
will das Gesetz diese Vor- und
Nachteile ausgleichen. Bei der
Festlegung der Eckwerte, ab
wann in welcher Höhe eine

Mehrwertabgabe zu entrichten
ist, gibt der Kanton denGemein-
den einen gewissen Spielraum.

Grundsätzlich ist eine Mehr-
wertabgabe immer dann zu ent-
richten, wenn durch eine Um-
oder Aufzonung ein Mehrwert
von mindestens 250 000 Fran-
ken resultiert. Liegt derMehrwert
darunter, können dieGemeinden
bestimmen, ob bereits ab einer
Fläche von 1200Quadratmetern
eine Abgabe geschuldet ist oder
erst ab einer Fläche von 2000
Quadratmetern. Zudembestim-
men die Gemeinden, welcher
Prozentsatz des Mehrwerts ab-
gegeben werden muss. (mru)

Martin Rupf

Mittwochabend, 20 Uhr. Gera-
de einmal 131 von rund 6000
Urdorfer Stimmberechtigten
hatten sich zur Gemeindever-
sammlungeingefunden.Nun ist
es leider nicht so, dassGemein-
deversammlungen heutzutage
noch viel Volk hinter demOfen
hervorzulocken vermögen. An
dieser Gemeindeversammlung
warenesabernochmalsweniger
als üblich, was wohl dem Um-
stand geschuldet war, dass eine
Stunde später das EM-Spiel
SchweizgegenSchottlandange-
pfiffenwurde.

DerbescheideneAufmarsch
war insofern bedauerlich, als
mit der Mehrwertabgabe über
ein eigentlich wichtiges Thema
fürdieganzeBevölkerungabge-
stimmt wurde. Darum geht es
zusammengefasst: Urdorf will
die Mehrwertabgabe bei Um-
oder Aufzonungen künftig in
ihrer Bau- und Zonenordnung
regeln. Während sich der Ge-
meinderat für die maximal zu-
lässige Freifläche von 2000
Quadratmetern aussprach, ent-
schied er sich gleichzeitig für
den maximal zulässigen Abga-
besatz von40Prozent. ZurEin-
ordnung: Dietikon und Schlie-
ren haben eine Abgabe von 40
Prozent festgesetzt, Geroldswil
30 Prozent.

GemeinderatundPlanungs-,
Bau- und Umweltvorstand Da-
niloFollador (Mitte) begründete
dies vor einem halben Jahr bei
der Präsentation des Geschäfts
wie folgt: «Der Gemeinderat
gehtdavonaus, dass bei diesem
Abgabesatz der Anreiz für städ-
tebaulicheVerträgeamgrössten
ist.» Denn anstelle der Mehr-
wertabgabe inFormeinerGeld-
leistungdürftenauchstädtebau-
liche Verträge zur Erbringung
einer Sachleistung wie etwa
einesKindergartensoderAlters-
wohnungen imselbenWert ver-
einbart werden.

SVPundFDPstellten
Kürzungsantrag
Bauvorsteher Follador erläuter-
te den Anwesenden nochmals
dieVorlageunddieBeweggrün-
dedesGemeinderats. Insbeson-
derewies erdaraufhin, dassdas
Geld, das Urdorf künftig aus
dem kommunalen Mehrwert-
ausgleich abschöpft, in einen
speziellen Fonds fliessen wird;
denkommunalenMehrwertaus-
gleichsfonds. Dieser ist zweck-
gebunden. «Das Geld kann nur
für kommunale Planungsmass-
nahmen verwendet werden.
Grundsätzlich sollen mit dem
Fonds Massnahmen aus der
Raumplanung finanziert wer-
den,wieetwadieGestaltungdes
öffentlichen Raumes, Plätze,
Grünanlagenoder soziale Infra-
strukturen», so Follador.

Dass der Gemeinderat mit
seinem Antrag nicht einfach so
durchkommen wird, zeichnete
sich schon beim ersten Votum
der SVP Urdorf ab. Parteipräsi-
dent Werner Rüegg stellte na-
mens der SVP einen Ergän-
zungsantrag mit einem um die
Hälfte gekürzten Abgabesatz
von20Prozent. «DenndieKos-
ten einer 40-Prozent-Abgabe
würden die gewünschte Ver-
dichtung hemmen», ist Rüegg
überzeugt.AuchdieWohnungs-
mieten würden dadurch teurer,
was nicht im Interesse derMie-
ter sei. «Eine solchmassiveAb-
gabe könnte zudem Investoren
und Bauherren abschrecken.

Letztlich könnte der Schuss bei
einer zu hohen Abgabe auch
nach hinten losgehen», so
Rüegg. Auch die FDP Urdorf
stellte den Antrag, die Mehr-
wertabgabe auf 20 Prozent zu
kürzen. Mit der Grundstückge-
winnsteuer partizipiere die Öf-
fentlichkeit ja heute schon an
Gewinnen, so FDP-Co-Präsi-
dentOlivierBuchs.«Inden letz-
ten zehn Jahren flossen rund 37
Millionen Franken an Grund-
stückgewinnsteuern, damithät-
te sichmanch ein Kindergarten
finanzieren lassen.»

SPwollteFreifläche
reduzieren
Ganz anders sah das die SPUr-
dorf.Die 40Prozent seien rich-

tig und nötig. «Sie stehen der
Bevölkerung zu», so Thomas
Baumgartner.Dennohne einen
Finger zu rühren, habeman als
Eigentümer wegen einer Auf-
oderUmzonung plötzlich einen
Mehrwert. «Wachstum gene-
riert auch Kosten für die Ge-
meinde. Es ist nicht in Ord-
nung, wenn die Allgemeinheit
mit Steuern die Kosten dieses
Wachstums tragenmuss.»Und
sowieso: Für die Eigentümer
entstehe ja gar kein Verlust,
vielmehr würden die Eigentü-
mer, aber eben auch die Allge-
meinheit von den 40 Prozent
Mehrwertabgabe profitieren.
Doch auch die SP stellte einen
Ergänzungsantrag zum ge-
meinderätlichenVorschlag.Die

ausgenommenen Flächen soll-
ten nicht unter 2000, sondern
unter 1200 Quadratmeter ge-
setztwerden. Begründung: «Es
ist ungerecht, wenn Flächen
zwischen 1200und 2000Qua-
dratmetern vonderAbgabe be-
freit sind.»

Die restlichen Parteien
GLP, Mitte und EVP stützen
derweil den Vorschlag des Ge-
meinderats. «Dassweniger ge-
baut wird bei einer Abgabe von
40Prozent, wird nicht eintref-
fen», ist Sonja Gehrig (GLP)
überzeugt. Und Marcel Zirn-
gast (EVP) ergänzte: «Keinem
Grundeigentümer wird etwas
weggenommen. Es sollen viel-
mehr alle von einemMehrwert
profitieren.» Vor allem das Ar-

gumentmit der ohnehin zu zah-
lenden Grundstückgewinn-
steuer ziehe nicht. «Grosse
Eigentümer wie etwa die Swiss
Life werden nie verkaufen. Die
Öffentlichkeit partizipiert nur
mit einer solchen Abgabe an
einemMehrwert.»Zudemkön-
ne die Gemeinde mit städte-
baulichen Verträgen Einfluss
auf eine nachhaltige Entwick-
lung nehmen.

«Abgabeschafft falsche
Anreize»
Dochnicht nur Parteienmelde-
ten sich zu Wort. Zu einem re-
gelrechten Schlagabtausch kam
es zwischen Einwohner Tho-
masHess und demGemeinde-
rat.Mit rund 1000Quadratme-

tern Eigentum sei er von der
Vorlage zwar nicht direkt be-
troffen. Vielmehr habe er sich
aus Neugierdemit demAntrag
beschäftigt. Auch er sei dezi-
diert gegen dieMehrwertabga-
be, da es ja bereits die Grund-
stückgewinnsteuer zu entrich-
ten gelte. «Und sowieso
profitiert die Gemeinde ja oh-
nehin bei einer Aufzonung,
etwa durch mehr Steuersub-
strat.» Auch dürfe man nicht
vergessen, dass der Mehrwert
imGrundbuch vermerktwerde.
«Und irgendwann Jahre später
wird dieseMehrwertabgabe in-
klusive Zinsen fällig», soHess.
Und überhaupt schaffe die
Mehrwertabgabe falscheAnrei-
ze «zur maximalen Verdich-
tung inmaximalem Tempo.»

Gemeindepräsidentin San-
dra Rottensteiner (EVP) ent-
gegnete: «AmEndeentscheidet
die Bevölkerung mit der BZO,
wo und wie verdichtet werden
soll. Ich kann Ihnen versichern,
wir sind da sehr massvoll
daran.» Und Danilo Follador,
der sich zuweilen in einem re-
gelrechten Verhör wähnte, er-
gänzte: «Wir haben 2022 den
kommunalen Richtplan verab-
schiedet, in demman ganz ge-
nau sieht, wo welche Entwick-
lung in Sachen Wohnen und
Arbeitsplätze vorgesehen ist.»
DerGemeinderat habe ein Sen-
sorium für die Bevölkerung.
«Es geht ganz sicher nicht um
maximale Verdichtung.»

Dann waren die diversen
Abstimmungen an der Reihe.
Und siehe da:Der Ergänzungs-
antrag von SVP und FDP fand
tatsächlich eine Zweidrittels-
mehrheit – derAbgabesatzwur-
de von 40 auf 20 Prozent ge-
senkt. Hingegen beliess es die
Versammlung bei der Freiflä-
che von 2000Quadratmetern.
Sehr deutlich abgeschmettert
wurde der SP-Antrag, man
möge über die Sache noch an
derUrne abstimmen lassen. 41
Stimmen wären hierfür nötig
gewesen, gerade einmal 25Per-
sonen unterstützten dieses An-
sinnen.

UrsRimensberger
verabschiedet
Nebst der Mehrwertabgabe
wurde auchdieRechnung2023
bewilligt. Diese schloss mit
einem Plus von 3,4 Millionen
Franken; 1,4MillionenFranken
besser als budgetiert.

Der Schlusspunkt gehört
danndemaufEnde Juni zurück-
tretenden Gemeinderat und
Werkvorsteher Urs Rimensber-
ger (heuteSVP, früherparteilos).
Während 16 Jahren hatte Ri-
mensberger verschiedene Res-
sorts inneundvieleProjektewie
etwa die Birmensdorferstrasse
undFeldstrasse sowiedieRena-
turierung des Schäflibachs be-
gleitet. «Du warst immer ein
verlässliches und loyales Mit-
glied des Gemeinderates. Ich
bedanke mich im Namen des
Gemeinderats undderBevölke-
rung von ganzen Herzen für
dein langjährigesEngagement»,
sagte Sandra Rottensteiner
ihrem Noch-Gemeinderatskol-
legen und überreichte ihm und
seinerFraueinPräsentundBlu-
men.

Kurz nach 22 Uhr war die
Versammlung vorbei. Es blieb
also nochZeit, die zweiteHalb-
zeit von Schweiz gegen Schott-
land im wenige Meter entfern-
ten Public Viewing Böllebar zu
Ende zu schauen.

Mehrwertabgabe
wird gestutzt

DieUrdorfer Gemeindeversammlung kürzt die vomGemeinderat beantragte
Mehrwertabgabe auf Antrag von SVP und FDP von 40 auf 20 Prozent.

Nach 16 Jahren imUrdorfer Gemeinderat ist Schluss:Werkvorsteher
Urs Rimensberger (SVP) wird von Gemeindepräsidentin Sandra
Rottensteiner (EVP) für sein Engagement gewürdigt und beschenkt.
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